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(Nr. 13843.) Verordnung über die Einberufung des Landtags. Vom 10. März 1933. 


Auf Grund des Artikels 17 Abſ. 2 der Verfaſſung wird verordnet: 
Der Preußiſche Landtag wird auf den 22. März 1933, 15 Uhr, nach Berlin zuſammenberufen. 
Der Miniſter des Innern wird mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Berlin, den 10. März 1933. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 


(Nr. 13844.) Verordnung über anderiveite Anwendung der Vorſchriften der Landeswahlordnung bei 
der Feſtſtellung und Berufung der am 5. März 1933 gewählten Abgeordneten zum 
Preußiſchen Landtage. Vom 10. März 1933. 


Auf Grund des § 108 der Landeswahlordnung vom 29. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 684) 
wird mit Rückſicht darauf, daß der am 5. März 1933 gewählte Landtag bereits auf den 22. März 
1933 einberufen iſt, folgendes angeordnet: 

Artikel 1. 

Für die Feſtſtellung und Berufung der bei dieſer Wahl gewählten Abgeordneten zum 
Preußiſchen Landtage ſind die nachfolgend erwähnten Vorſchriften der Landeswahlordnung aus⸗ 
nahmsweiſe in folgender Faſſung anzuwenden: 

1. § 84 erhält folgende Faſſung: 

Der Kreiswahlausſchuß verteilt nach Ermittelung des Wahlergebniſſes (§ 81) die 
ohne Verrechnung von Reſtſtimmen auf die Kreiswahlvorſchläge entfallenden Abs 
geordnetenſitze auf die einzelnen Vorſchläge und erklärt die erforderliche Anzahl von 

f Abgeordneten für gewählt. 

2. Im $ 86 Abſ. 1 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

Der Kreiswahlleiter hat die Gewählten zu benachrichtigen und ſie unter Hinweis 
auf die Beſtimmung des Abſ. 2 aufzufordern, ſich binnen drei Tagen nach Zu⸗ 
ſtellung der Nachricht, notfalls telegraphiſch unter nachfolgender ſchriftlicher Ves 
ſtätigung, beim Landeswahlleiter über die Annahme oder Ablehnung der Wahl zu 
erklären. 

3. Im § 86 Abſ. 2 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 

Iſt ein Bewerber für mehrere Wahlkreiſe gewählt, ſo hat er binnen drei Tagen, 
notfalls telegraphiſch unter nachfolgender ſchriftlicher Beſtätigung, dem Landeswahl⸗ 
leiter zu erklären, für welchen Wahlkreis er die Wahl annimmt. 
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4. Dem $ 88 Abf. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 
Die Feſtſtellung des Geſamtergebniſſes kann auch durch den Landeswahlleiter allein 
unter Vorbehalt nachträglicher Genehmigung des Landeswahlausſchuſſes erfolgen. 

5. Im $ 90 wird im Wj. 1 folgender Satz 2 angefügt: : 
Die Feſtſtellung kann auch durch den Landeswahlleiter allein unter Vorbehalt nach⸗ 
träglicher Genehmigung des Landeswahlausſchuſſes geſchehen. 

6. Im 8 90 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Die Zuteilung dieſer Sitze iſt vom Landeswahlausſchuß oder vom Landeswahlleiter 
unter nachträglicher Genehmigung des Landeswahlausſchuſſes vorzunehmen. 

7. Im $ 91 Abſ. 2 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 
Iſt ein Bewerber auf Kreiswahlvorſchläge und einen Landeswahlvorſchlag gewählt, 
ſo hat er binnen drei Tagen, notfalls telegraphiſch unter nachfolgender ſchriftlicher 
Beſtätigung, dem Landeswahlleiter zu erklären, welche Wahl er annimmt. 


Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 10. März 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Der Kommiſſar des Reichs. 
Göring. 


— nn 


(Nr. 13845.) Polizeiverordnung zur Anderung von Polizeiverordnungen. Vom 3. März 1933. 


Auf Grund der SS 14 und 25 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 77) wird für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen. 


§ 1. 
Im § 1 Abſ. 3 der Polizeiverordnung vom 28. September 1932, betr. Ergänzung der Bade⸗ 
polizeiverordnung, vom 18. Auguſt 1932 (Geſetzſamml. S. 324) wird der zweite Satz geſtrichen. 


§ 2. 

In der Polizeiverordnung über ben äußeren Schutz der Sonne und Feiertage vom 23. No⸗ 
vember 1931 (Geſetzſamml. S. 249) wird im § 5a der letzte Halbſatz „ſofern ſie mit Um⸗ oder 
Aufzügen, mit Unterhaltungsmuſik oder Feſtveranſtaltungen verbunden ſind,“ durch den Halbſatz 
„ſofern ſie einem größeren Publikum dargeboten werden,“ erſetzt. 


§ 3. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 3. März 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Der Kommiſſar des Reichs. 
Göring. 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1932 


über die Genehmigung der von der Pommerſchen Generallandſchaftsdirektion beſchloſſenen 
Anderung des $ 298€ der Landſchaftsordnung : 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 4 S. 17, ausgegeben am 28. Januar 1933; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1932 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft 
für den Kleingrundbeſitz 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 4 S. 18, ausgegeben am 28. Januar 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1933 


über die Genehmigung der von der Pommerſchen Generallandſchaftsdirektion beſchloſſenen 
Anderung des § 314 der Landſchaftsordnung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 4 S. 30, ausgegeben am 11. Februar 1933; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1933 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft 
für den Kleingrundbeſitz 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 6 S. 30, ausgegeben am 11. Februar 1933; 
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